
EINGEGANGEN

M I T T E I L U N G E N 2 0 . S E P . 2 0 1 6

des Magistrats in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am
Dienstag, den 20.09.2016 um 19:30 Uhr im Mehrzweckraum
der Halle Urberach

1. Gehaltsmäßige Eingruppierungen der ErzieherAinnen

Mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 21. Juni wurde die
Auffassung des Magistrats bestätigt, wonach die Erzieher/innen nach Neu
fassung des TVÖD in die Gehaltsgruppe S 8 a einzuordnen seien; für das bis
dahin praktizierte Zulagensystem gebe es keine Grundlage mehr. Unmit
telbar vor Beginn der Sitzung vom 21. Juni hatte der Vorsitzende des Perso
nalrats dem Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung im Beisein
des Bürgermeisters einen "goldenen Pinsel fürs Anschmieren" überreicht.
Hierüber wurde in den regionalen Medien mit Text und Bild berichtet.

Der Dienstherr sah sich durch diese Verhaltensweise verleumdet und belei
digt, weil damit suggeriert wurde, dass er gegenüber einem Teil des Perso
nals bewusst und in schädigender Absicht eine Zusage nicht eingehalten
habe. Mit Schreiben vom 14. Juli wurde der Vorsitzende des Personalrats
deshalb aufgefordert, dies richtig zu stellen und sich für die völlig unange
messene Aktion öffentlich zu entschuldigen.

Mit Schreiben vom 27. Juli hat der Vorsitzende des Personalrats mir gegen
über erklärt, dass er dem Bürgermeister nie unlauteres Verhalten unter
stellt habe; falls ein anderer Eindruck entstanden sei, bitte er dies zu ent
schuldigen. Auch anderen in der Berichterstattung ihm zugeschriebenen
Äußerungen müsse er, der Vorsitzende des Personalrats, widersprechen.
Die Übergabe des "Goldenen Pinsel" habe ausschließlich dem Vorsteher der
Stadtverordnetenversammlung gegolten. Damit sollte in symbolischer
Form die Unzufriedenheit der Kolleginnen und Kollegen im Sozial- und Er
ziehungsdienst über die geplante Beschlussfassung zum Ausdruck gebracht
werden.

Der Vorsitzende und der Bürgermeister haben gegenüber dem Personalrat
eine gemeinsame Stellungnahme abgegeben, die einerseits auf die Sach-
und Rechtslage eingeht und andererseits das Verhalten des Personalrats
vorsitzenden am 21. Juni in scharfer Form missbilligt. Zugleich wird der Per
sonalrat aufgefordert, zu einer vertrauensvollen Zusammenarbeit mit dem
Dienstherrn und zu einem respektvollen Umgang mit der parlamentari
schen Vertretung zurückzukehren sowie Aktionen zu unterlassen, die allein
dem Effekt geschuldet sind.








